
  

Öffentliche Bekanntmachung 
 
über eine Entscheidung nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) 
Windpark Ostercappeln-Belm, Az. 3750-25 
 
Für nachfolgend aufgeführtes Vorhaben wurde nach den Vorschriften des BImSchG in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 17.05.2013 (BGBl. I S. 1274; 2021 I S. 123), das zuletzt durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 29. März 2026 (BGBl. 2025 I Nr. 84) geändert worden ist, eine Ge-
nehmigung erteilt: 
 
Inhalt der Genehmigung: 
Genehmigungsantrag gem. § 4 BImSchG 
Errichtung und Betrieb von 3 WEA, Typ Enercon E-175 EP5 E2 7 MW, Nabenhöhe 174,5m 
im Windpark Ostercappeln-Belm 
 
Aktenzeichen:  11-bel-03750-25 
Antragsteller:  Windpark Ostercappeln-Belm GmbH 
Baugrundstück: Belm, Burhaksweg 
Gemarkung:  Haaren Haaren Haltern 
Flur:      12   12   2 
Flurstück(e):  17   19   43 
 
Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung zur Errichtung und zum Betrieb von drei Wind-
energieanlagen wurde mit Bescheid vom 27.03.2026 erteilt.  
 
Gem. § 21a der 9. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetztes 
(9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29.05.1992 (BGBl. I S. 1001), zuletzt 
geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 03.07.2024 (BGBl. 2024 I Nr. 225) i.V.m. § 19 Abs. 3 
und § 10 Abs. 8 BImSchG in der zurzeit geltenden Fassung, wird auf Antrag des Vorhabenträ-
gers die Öffentlichkeit über die Entscheidung unterrichtet und der Inhalt der Entscheidung mit 
Begründung der Öffentlichkeit zugänglich gemacht.  
 
Gemäß § 10 Abs. 8 BImSchG wird die öffentliche Bekanntmachung dadurch bewirkt, dass der 
verfügende Teil des Bescheids und die Rechtsbehelfsbelehrung bekannt gemacht werden: 
 
 
Verfügender Teil des Genehmigungsbescheides: 
 
Aufgrund Ihres Antrages vom 11.06.2025 wird Ihnen gemäß 
 

 §§ 4 und 6 ff des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) in der z Zt. geltenden 
Fassung und der 9. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgeset-
zes (9. BImSchV) in der z. Zt. geltenden Fassung 

 
 § 1 und der lfd. Nr. 1.6.2 des Anhangs Nr. 1 der 4. Verordnung zur Durchführung des 

Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen 
- 4. BImSchV) in der z. Zt. geltenden Fassung 

 
 der Verordnung über die Zuständigkeiten auf den Gebieten des Arbeitsschutz-, Immissi-

onsschutz-, Sprengstoff-, Gentechnik- und Strahlenschutzrechts sowie in anderen 
Rechtsgebieten (ZustVO-Umwelt-Arbeitsschutz vom 30.10.2015 (Nds. GVBl. S. 272) in 
der zurzeit geltenden Fassung 

 
die immissionsschutzrechtliche Genehmigung für die Errichtung und den Betrieb von drei 
Windenergieanlagen des Typs Enercon E-175 EP5 E2 mit einer Nabenhöhe von 174,5 m, 
einer maximalen Gesamthöhe von 262 m über natürlich gewachsenem Gelände und einem 



  

Rotordurchmesser von 175 m sowie einer Nennleistung von 7 MW entsprechend den Dar-
stellungen im Lageplan erteilt. 
 
Standort der Anlagen: 
 
WEA 1 & 2: 
Bauort:   Ostercappeln 
Gemarkung: Haaren 
Flur:     12 
Flurstücke:  17, 19  
 
WEA 3: 
Bauort:   Belm 
Gemarkung: Haltern 
Flur:    2 
Flurstück:  43 
 
Diese Genehmigung schließt die nach § 59 bzw. § 64 der Niedersächsischen Bauordnung 
(NBauO) erforderliche Baugenehmigung ein. Sie gilt auch für und gegen die Rechtsnach-
folger des Bauherrn und der Nachbarn (§ 70 Abs. 6 NBauO). Gemäß § 52 Abs. 1 NBauO ist 
der Bauherr dafür verantwortlich, dass die von ihm veranlasste Baumaßnahme dem öf-
fentlichen Recht entspricht. Dies betrifft die WEA sowie deren Nebenanlagen, die im Wind-
energiegebiet liegen. Bauliche Anlagen, die zur Erschließung und Errichtung der WEA er-
forderlich sind und außerhalb des Windenergiegebietes liegen, sind nicht Teil dieses Ge-
nehmigungsbescheides. 
 
Sie beinhaltet außerdem die Zustimmung der Niedersächsischen Landesbehörde für Stra-
ßenbau und Verkehr - Luftfahrtbehörde - für das vorgenannte Vorhaben gemäß § 14 des 
Luftverkehrsgesetzes (LuftVG) in der zurzeit geltenden Fassung unter der Maßgabe von 
Auflagen (s. Pkt. V: Auflagen) zur Wahrung der Sicherheit des Luftverkehrs und zum 
Schutz der Allgemeinheit. 
 
Die denkmalrechtliche Genehmigung gem. § 10 Abs. 1 Nr. 4 des Niedersächsischen Denk-
malschutzgesetzes (NDSchG) vom 30.05.1978 in der zur Zeit gültigen Fassung wird erteilt.  
 
Die denkmalrechtliche Genehmigung gem. § 13 Abs. 1 des Niedersächsischen Denkmal-
schutzgesetzes (NDSchG) vom 30.05.1978 in der zur Zeit gültigen Fassung für die geplan-
ten Erdeingriffe wird erteilt.  
 
Die Befreiung von den Verboten gem. § 67 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG i.V.m. § 22 Abs. 3 S. 6 
NNatSchG für das Entfernen von 92 m² einer Strauchhecke (HFS) wird erteilt. 
 
Diese Genehmigung ergeht unbeschadet der privaten Rechte Dritter und der behördlichen Ent-
scheidungen, die nach dem § 13 BImSchG von der Genehmigung ausgenommen sind (z.B. Er-
laubnisse und Bewilligungen nach dem Wasserhaushaltsgesetz, Nds. Wassergesetz). 
 
Die Genehmigung und die als Anlagen beigefügten Unterlagen sind beim Betrieb so auf-
zubewahren, dass sie jederzeit vorgelegt werden können. 
 
 
Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats ab Zustellung Widerspruch beim Landkreis 
Osnabrück, Am Schölerberg 1, 49082 Osnabrück erhoben werden.  
 
Der Widerspruch eines Dritten ist binnen eines Monats nach seiner Erhebung zu begründen.  
 



  

Der Widerspruch eines Dritten hat gem. § 63 BImSchG keine aufschiebende Wirkung. Ein Antrag 
auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung des Widerspruchs nach § 80 Abs. 5 Satz 1 der Ver-
waltungsgerichtsordnung kann nur innerhalb eines Monats ab Zustellung dieses Bescheides 
beim Niedersächsischen Oberverwaltungsgericht Lüneburg, Uelzener Straße 40, 21335 Lüne-
burg, gestellt und begründet werden. 
 
Die Genehmigung enthält Nebenbestimmungen (insbesondere Befristungen, Bedingungen und 
Auflagen) sowie die Begründung, aus der die wesentlichen tatsächlichen und rechtlichen 
Gründe, die zur Entscheidung geführt haben, hervorgehen. 
 
Der erteilte Genehmigungsbescheid sowie die in Bezug genommenen Antragsunterlagen liegen 
vom 16.10.2026 bis einschließlich zum 30.10.2026 auf der Homepage des Landkreises Osnab-
rück unter https://www.landkreis-osnabrueck.de/verwaltung/veroeffentlichungen/auslegungen 
zur Einsichtnahme aus. Es besteht die Möglichkeit, auf Verlangen eines Beteiligten eine leicht 
zu erreichende Zugangsmöglichkeit zur Verfügung gestellt zu bekommen. 
 
Mit Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid auch gegenüber Dritten als zugestellt. 
 
Ausfertigungen des Bescheides können beim Landkreis Osnabrück unter Angabe des Aktenzei-
chens FD 6-11-03750-25 bis zum Ablauf der Widerspruchsfrist, schriftlich oder elektronisch an-
gefordert werden. 

 
Osnabrück, 15.10.2026 
Landkreis Osnabrück 

Die Landrätin 
Fachdienst Planen und Bauen 

Im Auftrage 
Pforte 

 


